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Vorblatt 


Änderung des Deutschen Richtergesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Trotz der Verkürzung des Referendardienstes im Jahre 1965 
dauert die Juristenausbildung in der Bundesrepublik — auch 
im Vergleich zum Ausland — • zu lange. Die gesetzlich fest- 
gelegte Zweiteilung in Studium und praktischen Vorbereitungs- 
dienst behindert Reformversuche. Darüber hinaus erschweren 
Anrechnungsbestimmungen die Gewinnung geeigneter Richter- 
persönlichkeiten aus anderen juristischen Berufen. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt hauptsächlich folgende Neuregelun- 
gen — im wesentlichen einmütig — vor: 

a) Der Vorbereitungsdienst wird auf zwei Jahre verkürzt und 
durch Beschränkung der Pflichtstationen auf die typischen 
juristischen Tätigkeiten und die Beseitigung von Kurzstatio- 
nen gestrafft. 

b) Der angehende Jurist soll im größeren Umfang als bisher 
selbständig praktische Aufgaben wahrnehmen und im Hin- 
blick auf den späteren Beruf einen Schwerpunkt seiner Aus- 
bildung wählen können. 

c) Die Einfügung einer Experimentierklausel soll Reformver- 
suche mit einer einstufigen Juristenausbildung, die Theorie 
und Praxis enger verbindet und die Gesellschaftswissen- 
schaften stärker einbezieht, auf die Dauer von zehn Jahren 
ermöglichen. 

d) Die Ausbildung für den gehobenen Dienst und ein Ausbil- 
dungsgang außerhab der Universität sollen im beschränkten 
Umfang angerechnet werden können. 

e) Die Berücksichtigung der Ausbildungsnote bei der Fest- 
legung des Gesamtergebnisses der zweiten juristischen 
Staatsprüfung wird auf ein Drittel beschränkt. 
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f) Die Anrechnung früherer Tätigkeiten bei der Ernennung 
zum Richter auf Lebenszeit wird grundsätzlich für alle juri- 
stischen Berufe vereinheitlicht. 


C. Alternativen 

Eine starke Minderheit des Ausschusses tritt dafür ein, die 
juristischen Prüfungen bundesgesetzlich eingehender zu regeln, 
insbesondere das Bewertungssystem zu vereinheitlichen und 
dabei eine mathematische Anrechnung der Ausbildungsnote 
auszuschließen. Weiter wendet sie sich gegen das von der 
Mehrheit vorgeschlagene Recht des Referendars, den Vorberei- 
tungsdienst zur Vorbereitung auf die Prüfung um drei Monate 
verlängern zu können. 


D. Kosten 


Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von dem Abgeordneten Vogel und der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines . . . Gesetzes zur 
Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache Vl/665 — 

und über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache Vl/1380 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Beermann und Dichgans 


I. Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 48. Sitzung 
am 29. April 1970 den Gesetzentwurf des Abgeord- 
neten Vogel und der Fraktion der CDU/CSU — 
Drucksache VI/665 — und in seiner 78. Sitzung am 
11. November 1970 den Regierungsentwurf — 
Drucksache VI/1380 — zur Änderung des Deutschen 
Richtergesetzes dem Rechtsausschuß federführend 
und dem Innenausschuß mitberatend überwiesen. 
Der Innenausschuß hat sich in seiner Stellungnahme 
vom 2. September 1970 zur Neugestaltung des Vor- 
bereitungsdienstes geäußert und die Anrechnung 
einer Ausbildung für den gehobenen Dienst ange- 
regt. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
hat sich in seiner gutachtlichen Stellungnahme vom 
11. Februar 1971 für eine Pflichtausbildung im Ar- 
beits- und Sozialrecht ausgesprochen. 

Der Rechtsausschuß hat die Gesetzentwürfe in 
sieben Sitzungen, zuletzt in seiner 49. Sitzung am 
14. Mai 1971, beraten. In der Sitzung vom 25. März 
1971 wurden Sachverständige öffentlich angehört. 
29 Personen — darunter Studenten, Referendare, 
Professoren, Richter, Staatsanwälte, Rechtsanwälte, 
Wirtschaftsjuristen, Präsidenten von Landesjustiz- 
prüfungsämtern und Verwaltungsbeamte ■ — nah- 
men zu den Fragen der Reform der Juristenaus- 


bildung Stellung. Zur Vorbereitung dieser An- 
hörung hatten die Berichterstatter einen umfang- 
reichen Fragenkatalog erarbeitet, deren Beantwor- 
tung durch Universitäten und Verbände vom Wis- 
senschaftlichen Dienst des Deutschen Bundestages 
zu einem Teil bereits ausgewertet ist. Der Vor- 
bereitung der öffentlichen Anhörung vom 25. März 
1971 dienten auch eine Informationsreise der Be- 
richterstatter zu den Universitäten Hamburg, Hei- 
delberg, Gießen und Frankfurt sowie zum Baye- 
rischen Landesjustizprüfungsamt nach München und 
Gespräche mit Vertretern von Landesreferendarver- 
bänden. 

Das Feld der bei diesen Stellen erörterten 
Probleme und der im Anhörungsverfahren gestellten 
Fragen war weit abgesteckt. Den beiden Bericht- 
erstattern ging es nicht nur darum, sich und den 
Rechts ausschuß über die Notwendigkeit der Reform 
der Juristenausbildung und die einzelnen Vor- 
schläge zu unterrichten. Ziel dieser umfassenden 
Information war es vielmehr auch, eine Begegnung 
des Deutschen Bundestages mit den Problemen 
der für ein demokratisches und rechtsstaatliches 
Gemeinwesen wichtigen Juristenausbildung her- 
beizuführen, und das Reformgespräch über die 
einzelnen Universitäten und die Ländergrenzen 
hinaus durch Zusammenfassung möglichst aller 
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Überlegungen zu beleben. So verschaffte sich der 
Rechts ausschuß ein Bild nicht nur über die derzeitige 
Referendarausbildung und die Vorschläge zu deren 
Verbesserung und über die verschiedenen Modelle 
einer einstufigen Ausbildung (Münchener Modell, 
Hamburger Modell, Loccumer Modell), sondern 
auch über den Stand der Diskussion um das Aus- 
bildungsziel (Einheitsjurist oder Spezialjurist) und 
über die Reform des juristischen Studiums, nämlich 
die Auswahl des Lernstoffs (Beschränkung auf 
exemplarische Fächer), die Einbeziehung der Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften, die Verbesserung 
der Ausbildungsmethoden (Kleingruppenarbeit, Ver- 
schulung, studienbegleitende Praktika) und das Prü- 
fungswesen (Objektivierung, Identität von Prü- 
fungsstoff und Lehrinhalt, Universitätsprüfung). 

Um die Verbindung des Deutschen Bundestages 
mit diesen Reformbemühungen aufrechtzuerhalten, 
soll die Bundesregierung nach dem Entschließungs- 
antrag die Ausbildungs- und Prüfungssysteme für 
Juristen beobachten und hierüber im Jahre 1974 
berichten. Dieses einmütig beschlossene Verfahren 
erschien dem Rechtsausschuß auch deshalb ange- 
bracht, weil der Gesetzentwurf — wenigstens für die 
einstufige Ausbildung — die Reform der Juristen- 
ausbildung selbst nicht regelt, sondern lediglich ein 
weites Experimentierfeld für die verschiedensten 
Reformmodelle eröffnet. Es ist daher für den Ge- 
setzgeber in diesem Fall notwendiger als sonst, die 
Auswirkungen der Gesetzesänderung zu beobach- 
ten, um festzustellen, wie die Reformversuche ver- 
laufen, welche politischen und wissenschaftlichen 
Tendenzen sich in der Juristenausbildung durch- 
setzen und wie die Probleme, die aus dem Eindrin- 
gen der politischen und Wirtschaftswissenschaften 
und der Soziologie erwachsen, gelöst werden. 
Schließlich hat der Rechtsausschuß den Gedanken 
nicht aufgegeben, nach einer Experimentierphase, 
die zunächst zehn Jahre dauern soll, die Juristen- 
ausbildung wieder zu vereinheitlichen und das Re- 
formmodell, das sich am meisten bewährt hat, als 
alleinverbindlich eines Tages vorzusehen. 

Folgende Neuregelungen werden im wesent- 
lichen vorgeschlagen: 

1. Reform der Juristenausbildung 

a) Die Bestimmungen des Deutschen Richtergesetzes 
über den Vorbereitungsdienst sollen neu gefaßt 
werden. Abweichend vom Regierungsentwurf 
und in Übereinstimmung mit dem Entwurf der 
Fraktion der CDU/CSU soll der Vorbereitungs- 
dienst auf zwei Jahre verkürzt und die Pflicht- 
ausbildung sowohl bei einem ordentlichen Ge- 
richt in Zivilsachen als auch im Strafrecht und 
bei einem Rechtsanwalt beibehalten werden. Ab- 
weichend von beiden Gesetzentwürfen schlägt 
der Ausschuß vor, die Dauer der einzelnen Aus- 
bildungsstationen der landesrechtlichen Rege- 
lung zu überlassen. Jede der höchstens fünf Aus- 
bildungsstationen soll sich mindestens auf drei 
Monate erstrecken. Die Verkürzung der Ausbil- 
dungsdauer muß durch eine Intensivierung der 
Ausbildung ausgeglichen werden. Deshalb 
schlägt der Rechtsausschuß einmütig vor, durch 
die Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 


und anderer Gesetze dem Referendar zu gestat- 
ten, in einem größeren Umfang als bisher Auf- 
gaben selbständig und eigenverantwortlich 
wahrzunehmen. 

b) Durch Einfügung der sogenannten Experimentier- 
klausel in das Deutsche Richtergesetz soll die Er- 
probung von Reformmodellen für eine einstufige, 
Theorie und Praxis besser als bisher verbinden- 
den Ausbildung ermöglicht werden. Durch die 
vorgeschlagene Ergänzung der in diesem Punkt 
weitgehend übereinstimmenden Gesetzentwürfe 
will der Rechts aus schuß erreichen, daß auch die 
Teilnehmer der einstufigen Juristenausbildung 
möglichst praxisbezogen und in eigenverant- 
wortlicher Wahrnehmung von Aufgaben geschult 
werden. Durch die Einfügung einer Gleichwertig- 
keitsklausel für die Abschlußprüfung will der 
Rechtsausschuß sowohl die Absolventen einer 
einstufigen Ausbildung als auch die in herkömm- 
licher Weise Ausgebildeten vor Benachteiligung 
schützen. 

c) Eine erfolgreich abgeschlossene Ausbildung für 
den gehobenen Justizdienst oder für den geho- 
benen nichttechnischen Verwaltungsdienst kann 
auf die Juristenausbildung bis zur Dauer von 
18 Monaten angerechnet werden. Damit trägt 
der Rechtsausschuß einem schon mehrfach vor- 
gebrachten Wunsch nach größerer vertikaler 
Durchlässigkeit Rechnung. 

d) Mit der Zulassung der Anrechnung einer erfolg- 
reich abgeschlossenen Teilnahme an einer von 
der Landesregierung anerkannten Ausbildung 
von 12 Monaten auf das juristische Studium will 
der Ausschuß für den ersten Teil der herkömm- 
lichen Ausbildung Reformversuche ermöglichen. 
Hier wird eine Experimentiermöglichkeit auch 
für die herkömmliche zweistufige Ausbildung 
geschaffen, die u. a. die Erfahrungen der bereits 
erfolgreich auf diesem Gebiet tätigen Repetito- 
rien verwerten könnte. 

Der Antrag des Abgeordneten Dichgans, das 
juristische Studium auf drei Jahre zu verkürzen, 
wenn das Studienjahr mit einer jährlichen Vor- 
lesungszeit von mindestens neun Monaten ein- 
geführt wird, wurde bei Stimmengleichheit abge- 
lehnt. Der Rechtsausschuß wollte in diesem 
Punkte einer kommenden allgemeinen Reform 
des Hochschulstudiums nicht vorgreifen. 

e) Um allzu große, unerträgliche Unterschiede in 
der Bewertung des Erfolgs der juristischen Aus- 
bildung in den einzelnen Bundesländern zu ver- 
meiden, empfiehlt der Rechts aus schuß die Ein- 
fügung einer Bestimmung in das Deutsche Rich- 
tergesetz, welche die Anrechnung von ausbil- 
dungsbegleitenden Leistungskontrollen während 
des Vorbereitungsdienstes — also im Rahmen der 
herkömmlichen Ausbildung — auf ein Drittel der 
Gesamtnote beschränkt und klarstellt, daß soge- 
nannte Abschichtungsprüfungen eingeführt wer- 
den können. Der weitergehende Antrag des Ab- 
geordneten Dichgans für das ganze Bundesgebiet 
ein einheitliches Notensystem vorzusehen, das 
auch den Anteil der einzelnen Note am Gesamt- 
ergebnis annähernd festlegt, fand nicht die Mehr- 
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heit des Ausschusses. Einmütig legt jedoch der 
Ausschuß dem Plenum den Entschließungsantrag 
vor, die Justizministerkonferenz zu bitten, ent- 
sprechend diesen Vorstellungen eine Vereinheit- 
lichung des Bewertungssystems für die zweite 
juristische Staatsprüfung anzustreben. 

2. Zugang zum Richteramt 

Der Ausschuß billigt einmütig das weitere Haupt- 
anliegen des Regierungsentwurfs, die Gewinnung 
geeigneter Persönlichkeiten für das Richteramt zu 
fördern. Dabei sollen diese Berufe, für die der Zu- 
gang zum Richteramt erstmals erleichtert werden 
soll, bei der Anrechnung der früheren Tätigkeit 
nicht schlechter gestellt werden als die bisher schon 
begünstigten Berufe. 


11. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zur Beschlußformel 

Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundes- 
rates, da auch das Verwaltungsverfahren der Länder 
geregelt wird. 

Zu Artikel I Nr. 1 — § 5 Abs. 3 und 4 DRiG 

Der Wegfall der Absätze 3 und 4 ist nur redak- 
tionell bedingt: Der Inhalt beider Absätze wird in 
dem neuen § 5 a geregelt. 

i 

j 

Zu Artikel I Nr. 2 — § 5 a DRiG 

Der Rechtsausschuß war sich von Anfang an dar- 
über einig, daß die Juristenausbildung, die heute 
in der Regel den jungen Juristen mit einem Alter 
von 29 oder 30 Jahren erst in die volle berufliche 
Verantwortung entläßt, verkürzt werden muß. Der 
Ausschuß war sich zuletzt auch darüber einig, daß 
entgegen dem Regierungsentwiirf nur eine Verkür- 
zung auf zwei Jahre verantwortet werden kann, da 
die gleichzeitig erforderliche Straffung und Inten- 
sivierung der praktischen Ausbildung an personelle 
und organisatorische Grenzen stößt. Die vereinzelt 
erhobene Forderung, anstelle der Einheitsausbil- 
dung eine spezialisierte Ausbildung einzuführen, 
konnte sich der Rechtsausschuß nicht zu eigen 
machen. Da das Assessorexamen lediglich den 
Nachweis der Voraussetzungen für die Aufnahme | 
eines juristischen Berufs erbringen soll, bedeutet | 
dies zugleich, daß die Notwendigkeit einer Ein- i 
arbeitungsphase für den Assessor in den von i 
ihm gewählten Beruf anerkannt wird. j 

Den im modernen Berufsleben — auch des Ju- ! 
risten — ■ festzustellenden Trend zur Spezialisierung j 
soll darüber hinaus durch die vorgeschlagene Um- | 
Strukturierung des Vorbereitungsdienstes Rechnung 
getragen werden. Im Gegensatz zu beiden Gesetz- 
entwürfen erhöht der Vorschlag des Rechtsaus- 
schusses die Flexibilität der herkömmlichen Aus- 
bildung, da er sich einer Aussage über die Länge 
der einzelnen Ausbildungsabschnitte enthält und es 
dem Referendar gestattet, dadurch einen Schwer- 


punkt im Hinblick auf seinen späteren Beruf zu bil- 
den, daß er anstelle der ihm nach Landesrecht anzu- 
bietenden zahlreichen Pflichtwahlstationen die Ver- 
längerung seiner Pflichtausbildung wählen kann. 

Der Straffung des Vorbereitungsdienstes soll die 
vom Ausschuß einmütig gebilligte Beschränkung auf 
wenige, exemplarische Ausbildungsabschnitte die- 
nen. Der Ausschuß geht jedoch nicht so weit wie der 
Regierungsentwurf, der eine Ausbildung bei einem 
ordentlichen Gericht in Zivilsachen und in Straf- 
sachen bzw. bei der Staatsanwaltschaft nicht zwin- 
gend vorschreibt und die Ausbildung bei einem 
Rechtsanwalt der Wahl des Referendars überläßt. 
Der Ausschuß sieht vielmehr die Beschäftigung des 
Referendars mit Zivilsachen bei einem ordentlichen 
Gericht als so grundlegend für die juristische Aus- 
bildung an, daß er eine ausdrückliche Bestimmung 
hierüber für notwendig erachtet. Daneben wird 
eine Ausbildung in Strafsachen, sei es bei einem 
Gericht, sei es bei einer Staatsanwaltschaft, für alle 
juristischen Berufe für erforderlich gehalten. Das- 
selbe gilt für die Ausbildung bei einem Rechtsan- 
walt. Hinzu kommt hier noch der wichtige Umstand, 
daß jeder Assessor ohne die in den meisten juristi- 
schen Berufen heute übliche Einarbeitungsphase be- 
rechtigt ist, sofort nach dem zweiten juristischen 
Staatsexamen den Beruf des Rechtsanwalts selbstän- 
dig auszuüben. Die bisherige Verwaltungsstation 
wird in Übereinstimmung mit beiden Gesetzentwür- 
fen beibehalten. Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 festge- 
legten Pflichtstationen dienen der Ausbildung aller 
Referendare in den drei typischen Bereichen juristi- 
scher Tätigkeit: Rechtsprechung, Verwaltung und 
rechtliche Beratung. Nur wenn alle angehenden Ju- 
risten diese drei typischen Berufszweige in ihrer 
Ausbildung kennenlernen — auch wenn dies nur in 
exemplarischer Weise geschehen kann — , besteht 
eine innere Rechtfertigung für das Festhalten am 
Ausbildungsziel des Einheitsjuristen. 

Der letzte der fünf Ausbildungsabschnitte ist als 
Pflichtwahl Station ausgestaltet. Absatz 1 Nr. 5 ge- 
währt dem Referendar neben der Möglichkeit, den 
Schwerpunkt seiner Ausbildung bei einer der vier 
Pflichtstationen zu bilden, das Recht, nach seiner 
besonderen Neigung und seinem Berufsziel unter 
einer Reihe von Ausbildungsstellen zu wählen. Das 
Schwergewicht dieser Stelle liegt bei der Tätigkeit 
auf dem Gebiet der rechtlichen Beratung (Nummer 5 
Buchstaben d, e, f und g). Daneben sind dem Refe- 
rendar auch andere Stellen, wie insbesondere auch 
gesetzgebende Körperschaften (Nummer 5 Buch- 
stabe b) und überstaatliche, zwischenstaatliche oder 
ausländische Stellen (Nummer 5 Buchstabe g) er- 
öffnet. Der Referendar kann aber auch die Ausbil- 
dung bei einem Gericht der Verwaltungs-, der 
Finanz-, der Arbeits- oder der Sozialgerichtsbarkeit 
wählen. Die beiden letztgenannten Stellen wurden 
auch deshalb hier eingefügt, weil der Rechtsaus- 
schuß sich nicht entschließen konnte, entsprechend 
dem Regierungsentwurf und der gutachtlichen Stel- 
lungnahme des Ausschusses für Arbeit und Sozial- 
ordnung eine Pflichtausbildung auf dem Gebiet des 
Arbeits- oder Sozialrechts vorzusehen. Eine solche 
Bestimmung wäre nur dann vertretbar, wenn man 
entweder die Beschränkung auf höchstens fünf Aus- 
bildungsabschnitte aufgibt oder auf die Ausbildung 
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in einem der drei Hauptbereiche der juristischen 
Tätigkeit verzichtet. Beides erschien dem Ausschuß 
nicht durchführbar, ohne die übergeordneten Ziele 
der Straffung und exemplarischen Ausgestaltung 
des Vorbereitungsdienstes zu beeinträchtigen. Die 
Bedeutung des Arbeits- und Sozialrechts für alle 
Lebensbereiche, die vom Ausschuß nicht verkannt 
wird, muß hinter diesem Gesichtspunkt zurück- 
treten. Neben diesen Wahlmöglichkeiten, die den 
Referendaren in allen Bundesländern offenstehen, 
kann das Landesrecht weitere Stellen vorsehen, bei 
denen eine sachgerechte Ausbildung gewährleistet 
ist. 

Absatz 2 überläßt die Aufteilung des Vorberei- 
tungsdienstes auf die einzelnen Ausbildungsab- 
schnitte dem Landesrecht. Zur Vermeidung von 
Kurzstationen, die höchstens eine Einarbeitung, 
nicht aber ein selbständiges und eigenverantwort- 
liches Tätigwerden des Referendars erlauben, wird 
daher für jede Ausbildungsstation eine Mindest- 
dauer von drei Monaten vorgeschrieben. In Ver- 
bindung mit der weiteren Bestimmung, daß der 
Vorbereitungsdienst bei höchstens fünf Stellen ab- 
geleistet werden soll, ergibt sich für den Referen- 
dar die Möglichkeit, je nach seinen zukünftigen 
Berufswünschen unter Berücksichtigung der Pflicht- 
stationen die für ihn geeignete Ausbildungskom- 
bination zu wählen. 

Absatz 2 Satz 2 läßt es in Übereinstimmung mit 
dem Regierungsentwurf wie bisher zu, das Studium 
an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
auf den Vorbereitungsdienst anzurechnen. Im An- 
hörverfahren konnte geklärt werden, daß die Be- 
grenzung der Anrechnungsmöglichkeit auf drei Mo- 
nate von seiten dieser Hochschule nicht auf unüber- 
windliche Schwierigkeiten stößt. Die Ausdehnung 
der Anrechnungsmöglichkeit auch auf die Pflicht- 
wahlstation kommt dem Interesse des Referendars 
an einer Schwerpunktbildung entgegen. 

Absatz 2 Satz 3 eröffnet auch für den herkömm- 
lichen Ausbildungsgang neue Wege. Danach können, 
etwa zur theoretischen Vertiefung der in der Praxis 
erarbeiteten Kenntnisse und Fähigkeiten, dem Vor- 
bereitungsdienst Ausbildungslehrgänge eingefügt 
werden. Diese Möglichkeit dürfte dann an Aktualität 
gewinnen, wmnn die nach § 5 b zugelassenen Reform- 
versuche den didaktischen Erfolg eines solchen Ver- 
liefungsstudiitms unter Beweis gestellt haben. Die 
Zulassung solcher Ausbildimgslehrgänge erscheint 
aber auch deshalb geboten, weil angesichts der wach- 
senden Zahl von Referendaren die Ausbildungs- 
kapazität der Praxis ausgeschöpft werden könnte. 
Die Gesamtdauer dieser Ausbildungslehrgänge 
wurde auf drei Monate beschränkt, da der Ausschuß 
der praktischen Betätigung des Referendars inner- 
halb der gesamten Juristenausbildung großen Wert 
beimißt. 

Absatz 2 Satz 4 entspricht dem geltenden Recht. 
Der Ausschuß tritt im Gegensatz zu den beiden Ge- 
setzentwürfen für eine Beibehaltung dieser Vor- 
schrift ein, da sie sich im Falle einer längeren Krank- 
heit oder schlechter Leistungen des Referendars be- 
währt hat. 


Absatz 2 Satz 5 soll dem Umstand Rechnung tra- 
gen, daß einerseits die Referendarausbildung wegen 
der vorgesehenen Verkürzung so intensiviert wer- 
den soll, daß der Referendar ganztägig beschäftigt 
ist, und andererseits nach dem Eindruck, den der 
Rechtsausschuß gewonnen hat, der Schwerpunkt der 
zweiten juristischen Staatsprüfung immer noch auf 
dem theoretischen Wissen liegt und nur zu einem 
geringerem Teil die im Vorbereitungsdienst erwor- 
benen Kenntnisse und Fähigkeiten gefordert wer- 
den. Eine Minderheit wandte sich gegen diesen Ver- 
längerungsanspruch des Referendars mit der Begrün- 
dung, daß dann aus Gründen der Chancengleichheit 
die Mehrzahl der Referendare von dieser Möglich- 
keit Gebrauch machen und damit die Verkürzung der 
praktischen Ausbildung zur Hälfte wieder rückgän- 
gig gemacht werde. Ferner wurde auf die Gefahr 
von Berufungen hingewiesen. 

Der Vorschlag des Abgeordneten Dr. Beermann, 
durch eine Bestimmung ausdrücklich festzulegen, daß 
der Vorbereitungsdienst möglichst in eigenverant- 
wortlicher Tätigkeit abgeleistet werden soll, wurde 
bei Stimmengleichheit nicht aufgenommen, obwohl 
in der Sache Einigkeit bestand. Eine solche Bestim- 
mung erschien angesichts der Änderungen des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes, des Rechtspflegergesetzes 
und der Bundesrechtsanwaltsordnung (Artikel II 
Nr. 4, 5 und 6) entbehrlich. 

Die vom Bundesreferendarverband geforderte Mit- 
bestimmung über Inhalt, Didaktik und Organisation 
der Ausbildung und Auswahl der Ausbildenden 
konnte aus systematischen Gründen nicht im Rah- 
men des Deutschen Richtergesetzes geregelt werden. 

Absatz 3 überläßt die nähere Regelung dem Lan- 
desrecht. In der Bestimmung der Dauer der einzelnen 
Ausbildungsabschnitte hat es gegenüber der bis- 
herigen Rechtslage einen größeren Raum zur freien 
Gestaltung. 


Zu Artikel I Nr. 2 — § 5 b DRiG 

Diese Bestimmung eröffnet die Möglichkeit, Mo- 
dellversuche einer neuartigen, Theorie und Praxis 
verschränkenden Juristenausbildung zu erproben. 
Bevor entschieden werden kann, welche Neugestal- 
tung der Ausbildung allgemein in der Bundesrepu- 
blik eingeführt werden soll, ist es erforderlich, prak- 
tische Erfahrungen mit Aiisbildungsmodellen zu sam- 
meln. Der Fassung dieser Vorschrift, die sich hin- 
sichtlich der Ausbildungsinhalte und -methoden eine 
große Zurückhaltung auferlegt, liegt die Erwägung 
zugrunde, die Erprobung einstufiger Ausbildungs- 
modelle in weitem Umfang zu ermöglichen. Sie ge- 
stattet sowohl Modelle, die mit einer sozialwissen- 
schaftlichen Grundlegung beginnen als auch solche, 
die zunächst den Schwerpunkt auf die Erlernung der 
Rechtstechniken legen als auch solche, die wie das 
Hamburger Modell sozialwissenschaftliche und juri- 
stische Lehrstoffe gleichzeitig mit- und nebeneinan- 
der vermitteln. 

Dies macht auf der anderen Seite im Interesse 
der Chancengleichheit und Freizügigkeit Sicherun- 
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gen der Gleichwertigkeit für die herkömmlichen 
und der neuen Ausbildung notwendig, 

Absatz 1 Satz 1 läßt zu, Studium und praktische 
Vorbereitung in einer gleichwertigen Ausbildung 
von mindestens fünfeinhalb Jahren zusammenzufas- 
sen. Wie dies verwirklicht wird, bleibt dem Landes- 
recht überlassen. Der Rechtsausschuß hat die im An- 
hörungsverfahren gemachte Anregung, nur solche 
Reformmodelle zur Erprobung zuzulassen, die später 
einheitlich in allen Bundesländern verwirklicht wer- 
den können, nicht aufgegriffen, ebensowenig den 
Vorschlag, die Reformversuche von Anfang an auf 
eine bestimmte Zahl oder auf bestimmte Bundeslän- 
der zu beschränken, um dadurch eine spätere Ver- 
einheitlichung zu erleichtern. Eine solche Einengung 
hätte den Wert der Experimentierklausel für die Re- 
form der Juristenausbildung in Frage gestellt. Die 
Mindestdauer von fünfeinhalb Jahren ist für die 
Sicherstellung der Gleichwertigkeit nicht nur mit der 
herkömmlichen Ausbildung, sondern auch der neuen 
einstufigen Ausbildungsmodelle in den verschiede- 
nen Bundesländern im Verhältnis zueinander erfor- 
derlich. 

Absatz 1 Satz 2 schreibt die praktische Ausbil- 
dung in Anlehnung an die Pflichtstationen des Vor- 
bereitungsdienstes vor. Hier folgt der Ausschuß der 
Fassung des Gesetzentwurfs der CDU/CSU-Fraktion, 
die in der Sache der Empfehlung des Bundesrates zu 
dieser Frage entspricht. Demgegenüber kommt in der 
Fassung des Regierungsentwurfs, der eine prak- 
tische Ausbildung „in Verbindung mit" Gerichten, 
Verwaltungsbehörden und anderen Stellen vorsieht, 
die vom Ausschuß auch für die einstufige Ausbil- 
dung für notwendig erachtete Praxisbezogenheit 
nicht so zur Geltung, da diese Fassung es nicht klar 
genug ausschließt, daß an die Stelle der praktischen 
Betätigung des angehenden Juristen Einführungs- 
kurse von Praktikern treten können. Wie für den 
Vorbereitungsdienst ist hier die Tätigkeit bei einem 
Rechtsanwalt zwingend vorgeschrieben. 

Für Absatz 1 Satz 3 wird die Fassung des Regie- 
rungsentwurfs einmütig gebilligt. Da die einstufige 
Ausbildung von ihrer Zweckbestimmung her den 
grundlegenden, Theorie und Praxis trennenden Ein- 
schnitt der ersten Prüfung nicht kennt, müssen an- 
dere der Selbstkontrolle der Studenten dienende 
Einrichtungen geschaffen werden. 

Absatz 1 Satz 4 betont nochmals die Gleichwertig- 
keit der einstufigen Ausbildung mit der herkömm- 
lichen. Nur wenn die Abschlußprüfungen gleichwer- 
tig sind, ist die volle Anerkennung der neuen Aus- 
bildung gewährleistet und damit ein Schutz für die 
Absolventen der einstufigen Ausbildung vor Be- 
nachteiligung gegeben. Dies bedeutet auch umge- 
kehrt, daß die nach herkömmlicher Methode Ausge- 
bildeten nicht schlechter gestellt werden dürfen, falls 
die Erprobung der Reformversuche deren größere 
Effektivität erweist. Die im Anhörungsverfahren an- 
geregte Errichtung einer Kontrollinstanz, die anhand 
von vorher festgelegten Kriterien den Erfolg oder 
Mißerfolg der neuen Reformversuche feststellen soll, 
sieht der Ausschuß als undurchführbar an. Diese 
Problematik wird spätestens im Jahre 1974 nach dem 
Vorliegen des Berichts der Bundesregierung erörtert 
werden. 


Absatz 1 Satz 5 gewährleistet die Anerkennung 
der Ausbildung und Prüfung im Rahmen eines ein- 
stufigen Ausbildungsmodells in Bund und allen Län- 
dern als Befähigung zum Richteramt. Durch die Ein- 
fügung von Absatz 1 Satz 4 hat diese aus beiden 
Gesetzentwürfen unverändert übernommene Be- 
stimmung eine größere innere Rechtfertigung er- 
halten. 

Mit der Einfügung der in beiden Gesetzentwürfen 
nicht vorgesehenen Absätze 2 und 3 will der Rechts- 
ausschuß sicherstellen, daß Teilnehmer an einer ein- 
stufigen Ausbildung, sobald sie den erforderlichen 
Ausbildungsstand erreicht haben, praktische Tätig- 
keiten wie Referendare ausüben können. Auch hier- 
mit soll die Notwendigkeit der praxisbezogenen 
Ausbildung betont und die Gleichwertigkeit beider 
Ausbildungsgänge garantiert werden. Beide Ab- 
sätze sind gesetzestechnisch geboten, da die Teil- 
nehmer an einer Ausbildung nach Absatz 1 mangels 
einer ersten juristischen Staatsprüfung nicht als Re- 
ferendare im Sinne dieser Gesetze angesehen wer- 
den können und, falls wider Erwarten die erste juri- 
stische Staatsprüfung bei einem dieser Reform- 
modelle beibehalten werden sollte, die praktische 
Ausbildung sich nach dem Wesen dieser Reform- 
versuche nicht auf den zweiten Teil der gesamten 
Ausbildung beschränkt. 

Eine Minderheit fand die Fassung von Absatz 2 
Satz 1 im Hinblick auf den Zeitpunkt, ab wann der er- 
forderliche Ausbildungsstand für die praktische Be- 
tätigung erreicht ist, zu unbestimmt und setzte sich 
für eine Ausbildungszeit von mindestens 21 Mo- 
naten als Voraussetzung für die Berechtigung dieser 
selbständigen Tätigkeit ein. 

Für Absatz 4 übernimmt der Ausschuß die Fas- 
sung von Absatz 2 des Regierungsentwurfs. Für die 
Sicherung der Freizügigkeit während der Ausbildung 
erscheint es ausreichend, wenn neben einer ein- 
stufigen Ausbildung in jedem Land auch der Vorbe- 
reitungsdienst nach dem herkömmlichen Ausbil- 
dungsgang angeboten wird. Darüber hinaus in jedem 
Land auch noch ein juristisches Studium nach dem 
herkömmlichen Ausbildungsgang zu ermöglichen, 
erscheint zwar wünschenswert, aber gerade bei den 
Bundesländern mit nur einer Universität mit zu gro- 
ßen Schwierigkeiten verbunden. Das Interesse des 
angehenden Juristen, im angestammten Bundesland 
das juristische Studium zu absolvieren, ist im Hin- 
blick auf die spätere Anstellung nicht so groß wie 
das Interesse, den Vorbereitungsdienst dort abzu- 
leisten. 

Zu Artikel I Nr. 2 — § 5 c DRiG 

Die einmütig vorgeschlagene Regelung, die keiner 
der beiden Gesetzentwürfe vorsieht, geht auf eine 
Anregung des Bundesrats zurück und entspricht der 
Stellungnahme des mitberatenden Innenausschusses. 
Die Forderung nach einer größeren vertikalen Durch- 
lässigkeit erscheint angesichts der Verbesserung der 
Rechtspflegerausbildung und der Ausbildung für den 
gehobenen nichttechnischen Verwaltungsdienst ge- 
rechtfertigt. Der Beschränkung der anzurechnenden 
Ausbildungsdauer auf 18 Monate liegt die Über- 
legung zugrunde, daß die reguläre Juristenausbil- 
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düng das Übergewicht behalten sollte, und bei der 
Anrechnung einer längeren Zeit für das Eindringen 
in wissenschaftliche Fragestellungen zu wenig Zeit 
verbleibt. 


Zu Artikel I Nr. 2 — § 5 d DRiG 

Obwohl sich der Ausschuß im Anhörungsverf äh- 
ren eingehend mit den Problemen der Reform des 
juristischen Studiums befaßt hat, betreffen die vor- 
geschlagenen Neuregelungen für den herkömm- 
lichen Ausbildungsgang nur den Vorbereitungs- 
dienst. Eine Ausnahme hiervon bildet § 5 d. Diese 
Bestimmung erlaubt es den Ländern, auch im Rah- 
men der herkömmlichen zweistufigen Ausbildung 
zu experimentieren, unter Verwertung der Erfah- 
rungen, die sich bei dem früher und noch heute 
üblichen Besuch eines Repetitoriums ergeben ha- 
ben. Eine solche Ausbildung soll bis zu einem 
Jahr auf das Studium angerechnet werden können. 

Zu Artikel I Nr. 2 — § 5 e DRiG 

Die vorgeschlagene Bestimmung befaßt sich mit 
den juristischen Prüfungen, deren Gestaltung bis- 
her fast völlig dem Landesgesetzgeber überlassen 
war. Der Ausschuß glaubt, die bisherige Zurückhal- 
tung des Bundesgesetzgebers wenigstens in gerin- 
gem Umfang aufgeben zu müssen, um eine allzu 
große Divergenz zwischen den Bundesländern zu 
vermeiden. 

Satz 1 stellt klar, daß das Landesrecht sogenannte 
Abschichtungsprüfungen zulassen kann. Diese Vor- 
schrift kann Bedeutung gewinnen für Ausbildungs- 
gänge, die wie das Bielefelder Modell oder das von 
Professor Ramm entwickelte Baukastensystem in 
zeitlicher Aufeinanderfolge Schwerpunkte bilden. 
Dabei ist jedoch zumindest für den praktischen Teil 
der herkömmlichen zweistufigen Ausbildung zu 
beachten, daß die zweite Prüfung nach der Fassung 
von § 5 Abs. 3 Satz 1, die in diesem Punkt in § 5 a 
Abs. 1 Satz 1 beibehalten wird, nicht völlig in die 
Zeit während des Vorbereitungsdienstes vorverlegt 
werden darf, sondern als Abschlußprüfung Gewicht 
behalten muß. 

Satz 2 beschränkt die Anrechnung der Noten für 
Leistungen im Vorbereitungsdienst bei der Bewer- 
tung des Ergebnisses der zweiten Prüfung auf ein 
Drittel. Diese Begrenzung erscheint angesichts der 
unterschiedlichen Berücksichtigung der Ausbil- 
dungszeugnisse in den einzelnen Bundesländern, 
die von völliger Nichtbeachtung bis hälftiger An- 
rechnung reicht, geboten, um allzu große Verzerrun- 
gen bei der Beurteilung der Befähigung zum Rich- 
teramt, die nach § 6 Abs. 2 DRiG im ganzen Bun- 
desgebiet anerkannt werden muß, zu vermeiden. 
Diese Einschränkung soll jedoch nicht für die Ab- 
schlußprüfung der einstufigen Ausbildung gelten, 
da sonst die Experimentierklausel wieder entwertet 
würde. 

Eine starke Minderheit trat dafür ein, bei der Ent- 
sdieidung über das Ergebnis der zweiten Prüfung 
die Berücksichtigung der Stationszeugnisse zwar im 


Einzelfall zuzulassen, jedoch die Anrechnung nach 
einer mathematischen Quote auszuschließen. Dieser 
Antrag folgte auf die Berichte über Erfahrungen, die 
zwei Landesjustizprüfungsämter mit der Drittel- 
Anrechnung gemacht haben. Die Einführung dieser 
Bewertungsart führt nicht nur zu einer Nivellierung 
des Gesamtergebnisses der zweiten Prüfung im obe- 
ren Bereich, sondern auch zu einer weiteren Ver- 
minderung der Auslesefunktion der zweiten Prü- 
fung. Die Mehrheit wertet diese Erscheinung als 
Übergangsschwierigkeit, da die jetzt berücksichtig- 
ten Ausbildungszeugnisse noch vor der Einführung 
der Drittel-Anrechnung ausgestellt worden sind und 
sich im Laufe der Zeit eine größere Objektivität der 
Leistungskontrollen erreichen läßt. 

Der Vorschlag des Abgeordneten Dichgans, in das 
Deutsche Richtergesetz eine Bestimmung aufzuneh- 
men, wonach die Prüfung ein durch neutrale Fest- 
stellungen abgesichertes Urteil über die Befähigung 
zum Richteramt und höheren Verwaltungsdienst 
ermöglichen muß, fand nicht die Mehrheit des Aus- 
schusses, die zwar in der Sache mit der Minderheit 
übereinstimmt, sich jedoch vom Wert einer solchen 
Bestimmung nicht überzeugen konnte. 

Darüber hinaus zeigte sich der Ausschuß beunru- 
higt über die zwischen den einzelnen Bundeslän- 
dern abweichende Verwendung der Notenskala. Der 
Antrag des Abgeordneten Dichgans, diese durch 
eine bundesgesetzliche Regelung zu vereinheit- 
lichen, den Inhalt der einzelnen Noten zu definie- 
ren, und den Anteil dieser Noten am Gesamtergeb- 
nis einer größeren Zahl von Bewertungen von 
vorneherein zu bestimmen, wurde zwar von der 
Mehrheit des Ausschusses abgelehnt. Einmütig legt 
jedoch der Aussdiuß dem Plenum des Deutschen 
Bundestages den Entschließungsantrag vor, mit dem 
die Länder gebeten werden sollen, eine entspre- 
chende Vereinheitlichung des Bewertungssystems für 
die zweite juristische Staatsprüfung anzustreben. 

Die Frage der Abschaffung des Assessorexamens 
wurde im Anhörungsverfahren aufgeworfen. Der 
Ausschuß konnte sich zu einem derartigen Schritt 
in diesem Gesetzgebungsverfahren nicht entschlie- 
ßen, da bessere Kriterien für die Beurteilung der 
Befähigung zum Richteramt nicht in Sicht sind und 
die Abhängigkeit des Referendars bei der alleinigen 
Bewertung durch die Ausbilder die kritische Ein- 
stellung des angehenden Juristen sicher nicht stärkt. 
Darüber hinaus würde ein Wegfall des Assessor- 
examens die Konzeption vom Einheitsjuristen ge- 
fährden, da in einem solchen Fall die verschiedenen 
Arbeitgeber spezielle Prüfungen einführen würden. 
Die immer wieder geltend gemachten Nachteile des 
Assessorexamens sieht der Ausschuß auch durch 
die Möglichkeit der Verlängerung des Vorberei- 
tungsdienstes (§ 5 a Abs. 3 Satz 5 DRiG) zu einem 
großen Teil ausgeglichen. 

Zu Artikel I Nr. 3 — § 10 DRiG 

Der Ausschuß billigt einmütig die vom Regie- 
rungsentwurf vorgesehene Ergänzung von Absatz 2 
Satz 1, die es erlauben soll, andere Tätigkeiten als die 
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eines Beamten des höheren Dienstes, eines Hoch- 
schullehrers, eine Rechtsanwalts, eines Notars oder 
eines Assessors beim Rechtsanwalt oder Notar auf 
die Tätigkeit im richterlichen Dienst anzurechnen. 
Der Rechtsausschuß betrachtet es als Gewinn für die 
Rechtsprechung, wenn Juristen, die sich zuvor in 
anderen Berufen bewährt haben, in das Richteramt 
gelangen. Aus diesem Grunde lehnt er aber auch 
die vorgeschlagene Änderung von Absatz 2 Satz 2 
ab, da hiermit die Diskriminierung der dort um- 
schriebenen juristischen Berufe, wenn auch in ande- 
rer Art, beibehalten würde. Wenn der vorher bei 
einer Gewerkschaft oder bei einem Wirtschafts- 
verband tätig gewesene Jurist besondere Kennt- 
nisse und Erfahrungen besitzt, ist die Anrechnung 
von mehr als zwei Jahren dieser Tätigkeit nicht 
weniger gerechtfertigt als beispielsweise bei einem 
Beamten des höheren Dienstes. 

Zu Artikel I Nr. 4 ~ § 12 DRiG 

Der Ausschuß billigt einstimmig diese Änderung 
von § 12 Absatz 2, durch welche dem Richter auf 
Probe früher als bisher der Anspruch auf Ernennung 
auf Lebenszeit zuerkannt wird. 

Zu Artikel I Nr. 5 — § 17 DRiG 

Der Ausschuß befürwortet einstimmig die Einfü- 
gung von Absatz 2, die der Klarstellung dient, 
wann eine Ernennung zum Richter notwendig ist. 

Zu Artikel I Nr. 6 — § 22 DRiG 

Durch Buchstabe a soll der Wortlaut von Absatz 1 
der geänderten Disziplinarordnung angeglichen 
werden. Durch die Einfügung des neuen Absatzes 3 
sollen die Entlassungsfristen um die Frist der Be- 
urlaubung ohne Bezüge hinausgeschoben werden, 
da während dieser Zeit die Eignung des Richters 
für die Berufung auf Lebenszeit nicht beurteilt wer- 
den kann. 

Zu Artikel I Nr. 7 — § 112 a DRiG 

Diese Bestimmung ist überflüssig geworden, nach- 
dem die Bundesländer nach § 5 a bei der Einteilung 
des Vorbereitungsdienstes in die einzelnen Ausbil- 
dungsabschnitte weitgehend frei sind. 

Zu Artikel II 

Da der Ausschuß an dem Ausbildungsziel der 
einheitlichen Befähigung zu allen juristischen Be- 
rufen festhält, ist es notwendig, die entsprechenden 
Vorschriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes, des 
Bundesbeamtengesetzes und des Steuerbeamten- 
Ausbildungsgesetzes an die §§ 5 a ff. DRiG anzu- 
passen. Außerdem sollen durch die Änderung des 
Gerichtsverfassungsgesetzes, des Rechtspflegerge- 
setzes und der Bundesrechtsanwaltsordnung die 
Möglichkeiten des Referendars zu eigenverantwort- 
licher und selbständiger Tätigkeit im Rahmen der 
praktischen Ausbildung verbessert werden. 


Zu Artikel II Nr. 1 

Durch Buchstabe a soll § 6 Abs. 2 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes an den in Artikel I Nr. 4 
geänderten § 12 DRiG angeglichen werden. Buch- 
stabe b stellt klar, daß die §§ 5 b, 5 c und 5 d DRiG 
auch für die Befähigung für die Laufbahn des höhe- 
ren allgemeinen Verwaltungsdienstes gelten. 

Buchstabe c enthält eine redaktionelle Anpassung, 
die durch Buchstabe b bedingt ist. 


Zu Artikel II Nr. 2 

Es handelt sich um eine Anpassung des Bundes- 
beamtengesetzes im Hinblick auf die Gestaltung des 
Beamtenverhältnisses auf Probe und um redak- 
tionelle Folgerungen aus der Einfügung der §§ 5 a ff. 
DRiG. 


Zu Artikel II Nr. 3 

Es handelt sich um redaktionell bedingte Anpas- 
sungen des § 5 des Steuerbeamten-Ausbildungsge- 
setzes. 


Zu Artikel II Nr. 4 

Durch die vorgeschlagene Änderung des Gerichts- 
verfassungsgesetzes soll dem Referendar ein größe- 
res Maß von Eigenverantwortlichkeit und selbstän- 
digem Tätigwerden zugebilligt werden. Der Aus- 
schuß geht mit der vorgeschlagenen Regelung, die 
einer Anregung des Bundesrates folgt, weit über die 
im Regierungsentwurf ursprünglich vorgesehene 
Fassung hinaus. Das Feld für eine solche Betätigung 
des Referendars kann deshalb verhältnismäßig weit 
abgesteckt werden, da der Richter die Aufsicht und 
damit die Verantwortung behält. Aus diesem 
Grunde erscheint auch die Beibehaltung einer Min- 
destdauer des Vorbereitungsdienstes als Vorausset- 
zung für diese selbständigen Tätigkeiten entbehr- 
lich. Es wird stets nach pflichtgemäßen Ermessen zu 
prüfen sein, ob der Referendar nach dem Stand sei- 
ner Ausbildung in der Lage ist, die Aufgabe zu er- 
ledigen. 

Dasselbe gilt für die in Buchstabe d vorgeschla- 
gene Neuregelung. 


Zu Artikel II Nr. 5 

Die vorgeschlagene Neufassung von § 2 Abs. 4 
des Rechtspflegergesetzes bezweckt, daß zukünftig 
keine Mindestdauer des Vorbereitungsdienstes mehr 
vorgeschrieben ist, wenn einem Referendar die 
Wahrnehmung der Geschäfte eines Rechtspflegers 
übertragen werden soll. Eine solche Mindestgrenze 
ist bei der Planung des Vorbereitungsdienstes hin- 
derlich und wegen der ohnehin erforderlichen Prü- 
fung, ob der Referendar nach dem Stand seiner Aus- 
bildung in der Lage ist, seine Aufgabe zu erledigen, 
entbehrlich. 
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Zu Artikel II Nr. 6 

Die vorgeschlagene Änderung von § 53 Abs. 4 
Satz 2 der Bundes rechts anwaltsordnung hat zum 
Ziel, die vorgeschriebene Mindestdauer des Vorbe- 
reitungsdienstes für die Bestellung eines Referen- 
dars zum Vertreter eines Rechtsanwalts auf ein Jahr 
herabzusetzen. Nach der Verkürzung des Vorberei- 
tungsdienstes auf zwei Jahre wäre eine solche Be- 
stellung zum Vertreter eines Rechtsanwalts nur noch 
auf sechs Monate beschränkt, und daher nur noch in 
sehr beschränktem Umfange möglich. 

Zu Artikel III § 1 

Die Verkürzung und Umstrukturierung des Vor- 
bereitungsdienstes soll grundsätzlich für die Refe- 
rendare gelten, die mit ihrem Vorbereitungsdienst 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes beginnen. Die 
Länder werden jedoch zu einer Anpassung des Vor- 
bereitungsdienstes, der vor Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes begonnen worden ist, an die vorgesehenen 
Änderungen ermächtigt. 

Zu Artikel III § 2 

Die Vorschrift begrenzt den Zeitraum für die Er- 
probung einstufiger Ausbildungsmodelle nach § 5 b 
DRiG auf zehn Jahre. Dieser Bestimmung liegt die 
Erwägung zugrunde, daß, wenn die für Experimente 
zur Verfügung gestellte Zeit weiter ausgedehnt 
wird, es nicht zu den vorgesehenen Reformversu- 
chen kommt, sondern die Zeit mit Diskussionen 
verbraucht wird. Andererseits setzt der Endtermin 
nicht unumstößliche Grenzen. Der Bundesgesetzge- 
ber setzt sich mit dieser Zeitgrenze in Zwang, sich 
frühzeitig Gedanken zu machen, welche gesetzgebe- 
rischen Maßnahmen zur Förderung der Reform der 


Juristenausbildung angebracht sind. Nach Ablauf 
dieser zehn Jahre muß entweder die Experimentier- 
zeit verlängert oder eine bundeseinheitliche Ausbil- 
dungsordnung für Juristen, ähnlich der Ausbildungs- 
ordnung für Mediziner, verabschiedet sein. Eine 
dritte Möglichkeit wäre, falls die Reformversuche, 
die eine einstufige Ausbildung vorsehen, nicht zum 
Erfolg führen, daß nur noch das bisherige Ausbil- 
dungssystem in der von diesem Gesetz konzipierten 
Form fortgeführt wird. 


Zu Artikel III § 3 

Die wiederholten Änderungen des Deutschen 
Richtergesetzes in den vergangenen Jahren lassen 
es zweckmäßig erscheinen, das Gesetz im Interesse 
der Übersichtlichkeit neu zu fassen. 


Zu Artikel III § 4 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel III § 5 

Da die Länder eine bestimmte Zeit benötigen, um 
die erforderlichen Vorbereitungen für die Neuge- 
staltung des Vorbereitungsdienstes nach § 5 a DRiG 
zu treffen, soll das Gesetz erst sechs Monate nach 
seiner Verkündung in Kraft treten. Eine solche Vor- 
bereitungszeit ist jedoch für den Erlaß des Landes- 
rechts nicht notwendig, soweit es sich um die Ver- 
wirklichung der Reformmodelle handelt, die eine 
einstufige Juristenausbildung vorsehen. Der Aus- 
schuß schlägt daher einmütig vor, § 5 b mit Verkün- 
dung des Gesetzes in Kraft treten zu lassen, damit 
keine Zeit verlorengeht. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Dr. Beermann Dichgans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Gesetzentwurf — Drucksachen VI/665, 
VI/ 1380 — wird in der aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Fassung angenom- 
men. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Aus- 
bildungs- und Prüfungssysteme für Juristen in 
den Bundesländern zu beobachten und hierüber 
sowie über die Erfahrungen mit der Anrechnung 
von außerhalb der Universität erworbenen juri- 
stischen Kenntnissen (§§ 5 c, 5 d DRiG) im Jahre 
1974 zu berichten. 

3. Die Länder werden gebeten, eine Vereinheit- 
lichung des Bewertungssystems für die zweite 
juristische Staatsprüfung nach folgenden Grund- 
sätzen anzustreben; 

1 = ausgezeichnet (eine besonders gute Lei- 
stung) 


2 = gut (eine überdLiidisclinittliche, rundum er- 

freuliche Leistung) 

3 = befriedigend (eine tüchtige, den Anforde- 

rungen gerecht werdende Leistung) 

4 = 'ausreichend oder bestanden (eine den An- 

forderungen gerecht werdende Leistung) 

5 = mangelhaft oder nicht bestanden (eine an 

erheblichen Mängeln leidende, im ganzen 
nicht mehr brauchbare Leistung) 

Bei der Bewertung mit diesen Noten soll als Leit- 
linie gelten, daß bei einer größeren Zahl erteilter 
Noten etwa 5 ®/o auf die Note 2, 40 ®/o auf die 
Note 3, 25 Vo auf die Note 4 und 5 ®/o auf die 
Note 5 entfallen. Die Rücksicht auf die Statistik 
tritt hinter die Angemessenheit der Note im Ein- 
zelfall zurück. 

4. Die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen werden für erledigt erklärt. 


Bonn, den 7. Juni 1971 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Beermann Dichgans 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von dem Abgeordneten Vogel und der Fraktion der CDU/ 
CSU eingebraditen Entwurfs eines . . . Gesetzes zur Änderung 
des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache VI/665 — 

und 

des von der Bundesregierung eingebracbten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

— Drucksache VI/ 1380 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausscbusses 
(5. Ausschuß) 


CDU/CSU-Entwurf 


Regierungsentwurf 


Entwurf eines . , . Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Deutsche Richtergesetz vom 8. September 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert 
durch Artikel 39 des Ersten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 645), wird wie folgt geändert; 


1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Zwischen der ersten und der zweiten 
Prüfung muß ein Vorbereitungsdienst von 
zwei Jahren liegen. Davon sind zu verwen- 
den 

1. neun Monate zum Dienst bei den ordent- 
. liehen Gerichten und Staatsanwaltschaf- 
ten, 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz vom 8. September 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert 
durch das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), wird 
wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Zwischen der ersten und der zweiten 
Prüfung muß ein Vorbereitungsdienst von 
21 Monaten liegen. 

Davon sind zu verwenden 

1. neun Monate zum Dienst bei einem or- 
dentlichen Gericht und nach Wahl des Re- 
ferendars bei einem anderen Gericht oder 
einer Staatsanwaltschaft, 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses*) 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Deutschen Richtergesetzes 

Das Deutsche Richtergesetz vom 8. September 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665), zuletzt geändert 

durch (Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie 

folgt geändert: 


1. § 5 Abs. 3 und 4 fällt weg. 

2. Nach § 5 werden folgende §§ 5 a, 5 b, 5 c, 5 d 
und 5 e eingefügt; 

M§ 5 a 

V orbereitungsdienst 

( 1 ) Zwischen der ersten und der zweiten Prü- 
fung muß ein Vorbereitungsdienst von zwei Jah- 
ren liegen. Die Ausbildungszeit ist zu verwenden 
zum Dienst 

1. bei einem ordentlichen Gericht in Zivilsachen, 

2. bei einem Gericht in Strafsachen oder einer 
Staatsanwaltschaft, 


*) Die Änderungen sind nur gegenüber dem Regierungs- 
entwurf — Drucksache VI/ 1380 — kenntlich gemacht. 
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2. sechs Monate zum Dienst bei Verwal- 

tungsbehörden und Gerichten der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, auf den bis zu vier 
Monaten die Ausbildung bei der Hoch- 
schule für Verwaltungswissenschaften an- 
gerechnet werden kann, 

3. drei Monate zum Dienst bei einem 

Rechtsanwalt, 

4. drei Monate nach Wahl des Referen- 
dars bei landesrechtlidi zugelassenen 

Ausbildungsstellen, 

5. drei Monate zur Ausbildung in durch Lan- 
desrecht bestimmten Ausbildungsstatio- 
nen. 

Das Nähere regelt das Landesrecht." 


b) Absatz 4 wird aufgehoben. 
2. § 112 a wird aufgehoben. 


3. Nach § 113 wird folgender § 113 a eingefügt: 

»§ 113 a 

(1) Das Landesrecht kann abweichend von § 5 
Studium und praktische Vorbereitung in einer 
Ausbildung von mindestens fünfeinhalb Jahren 
zusammenfassen. Die praktische Ausbildung ist 
bei Gerichten, Verwaltungsbehörden und Rechts- 
anwälten abzuleisten; das Landesrecht kann wei- 
tere Stellen vorsehen. Die erste Prüfung kann 
durch eine Zwischenprüfung ersetzt werden. Die 
zweite Prüfung soll in ihren Anforderungen der 
in § 5 vorgesehenen zweiten Prüfung gleichwer- 
tig sein. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 


Regierungsentwurf 

2. sechs Monate zum Dienst bei Verwal- 
tungsbehörden, 


3. sechs Monate nach Wahl des Referendars 

zum Dienst 

a) bei einer gesetzgebenden Körperschaft 
des Bundes oder eines Landes, 

b) bei einem Rechtsanwalt oder einem 
Notar, 

c) bei einer Gewerkschaft, einem Arbeit- 
geberverband oder einer Körperschaft 
wirtschaftlicher, sozialer oder beruf- 
licher Selbstverwaltung, 

d) in einem Wirtschaftsunternehmen, 

e) bei einer überstaatlichen, zwischen- 
staatlichen oder ausländischen Stelle, 

f) bei einer sonstigen landesrechtlich zu- 
gelassenen Stelle, bei der eine Ausbil- 
dung insbesondere auf dem Gebiet der 
rechtlichen Beratung gewährleistet ist. 

Währung der Ausbildung nach Nummer 1 
oder 3 muß der Referendar mindestens drei 
Monate auf dem Gebiet des Arbeits- oder 
Sozialrechts tätig sein. Auf die Ausbildung 
nach den Nummern 2 und 3 kann eine Ausbil- 
dung bei der Hochschule für Verwaltungswis- 
senschaften bis zu drei Monaten angerechnet 
werden. Der Vorbereitungsdienst soll höch- 
stens bei fünf Stellen abgeleistet werden; der 
Dienst bei einer Stelle soll mindestens drei 
Monate dauern. Das Nähere bestimmt das 
Landesrecht. " 

b) Absatz 4 fällt weg. 


2. Nach § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

.§ 5 a 

Einstufige Ausbildung 

(1) Das Landesrecht kann Studium und prak- 
tische Vorbereitung in einer gleichwertigen Aus- 
bildung von mindestens fünfeinhalb Jahren zu- 
sammenfassen. Die praktische Ausbildung ist in 
Verbindung mit Gerichten, Verwaltungsbehör- 
den und Stellen, bei denen eine Ausbildung auf 
dem Gebiet der rechtlichen Beratung gewährlei- 
stet ist, durchzuführen; das Landesrecht kann 
weitere Stellen vorsehen. Die erste Prüfung 
kann durch eine Zwischenprüfung oder durch 
ausbildungsbegleitende Leistungskontrollen er- 
setzt werden. § 6 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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3. bei einer Verwaltungsbehörde, 


4. bei einem Rechtsanwalt, 

5. nach Wahl des Referendars 

a) zusätzlich bei den in Nummern 1 bis 4 
genannten Stellen, 

b) bei einer gesetzgebenden Körperschaft des 
Bundes oder eines Landes, 

c) bei einem Gericht der Verwaltungs-, der 
Finanz-, der Arbeits- oder der Sozial- 
gerichtsbarkeit, 

d) bei einem Notar, 

e) bei einer Gewerkschaft, einem Arbeit- 
geberverband oder einer Körperschaft 
wirtschaftlicher, sozialer oder beruflicher 
Selbstverwaltung, 

f) bei einem Wirtschaftsunternehmen, 

g) bei einer überstaatlichen, zwischenstaat- 
lichen oder ausländischen Stelle oder bei 
einem ausländischen Rechtsanwalt, 

h) bei einer sonstigen Stelle, bei der eine 
sachgerechte Ausbildung gewährleistet ist. 

(2) Der Vorbereitungsdienst bei einer Stelle 
dauert mindestens drei Monate; er soll bei höch- 
stens fünf Stellen abgeleistet werden. Eine Aus- 
bildung bei der Hochschule für Verwaltungswis- 
senschaften kann auf die Ausbildung nach Num- 
mer 3 oder 5 mit bis zu drei Monaten angerech- 
net werden. Während des Vorbereitungsdienstes 
können Ausbildungslehrgänge bis zu einer Ge- 
samtdauer von drei Monaten vorgesehen wer- 
den. Der Vorbereitungsdienst kann im Einzelfall 
aus besonderem Grund verlängert werden. Auf 
Antrag des Referendars ist der Vorbereitungs- 
dienst bis zu drei Monaten, auch zur dienstfreien 
Vorbereitung auf die Prüfung zu verlängern. 

(3) Das Nähere regelt das Landesrecht. 


§ 5b 

Einstufige Ausbildung 

(1) Das Landesrecht kann Studium und prak- 
tische Vorbereitung in einer gleichwertigen Aus- 
bildung von mindestens fünfeinhalb Jahren zu- 
sammenfassen. Ein Teil der Ausbildung ist bei 
Gerichten, Verwaltungsbehörden und Rechts- 
anwälten abzuleisten. Die erste Prüfung kann 
durch eine Zwischenprüfung oder durch ausbil- 
dungsbegleitende Leistungskontrollen ersetzt 
werden. Die Abschlußprüfung soll in ihren An- 
forderungen der in § 5 vorgesehenen zweiten 
Prüfung gleichwertig sein. § 6 Abs. 2 gilt ent- 
sprechend. 
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CDU/CSU-Entwurf 


Regierungsentwurf 


(2) Neben einer Ausbildung nach Absatz 1 ist 
die Ausbildung nach § 5 zu ermöglichen. 


(2) Neben einer Ausbildung nach Absatz 1 ist 
mindestens der Vorbereitungsdienst nach $ 5 zu 
ermöglichen.'' 
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(2) Teilnehmer an einer Ausbildung nach Ab- 
satz 1 können die in § 10 Abs. 1 und § 142 Abs. 3 
des Gerichtsverfassungsgesetzes, § 2 Abs. 4 des 
Rechtspflegergesetzes, § 53 Abs. 4 Satz 2 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung, § 116 Abs. 2 Satz 1 
der Zivilprozeßordnung und § 142 Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung bezeichneten Tätigkeiten 
wahrnehmen, wenn sie den Ausbildungsstand 
erreicht haben, der für die jeweilige Tätigkeit 
erforderlich ist. In Beziehung auf diese Tätigkei- 
ten haben sie die Rechte und Pflichten eines Re- 
ferendars. Das Nähere regelt das Landesrecht. 

(3) Bei der Anwendung des § 4 der Bundes- 
gebührenordnung für Rechtsanwälte stehen Teil- 
nehmer an einer Ausbildung nach Absatz 1 den 
Referendaren gleich. 

(4) Neben einer Ausbildung nach Absatz 1 ist 
mindestens der Vorbereitungsdienst nach § 5 a 
zu ermöglichen. 


§ 5c 

Anrechnung einer Ausbildung 
für den gehobenen Dienst 

(1) Eine erfolgreich abgeschlossene Ausbil- 
dung für den gehobenen Justizdienst oder für 
den gehobenen nichttechnischen Verwaltungs- 
dienst kann auf Antrag bis zur Dauer von 18 
Monaten auf eine Ausbildung nach §§ 5 und 5 a 
angerechnet werden. Auf den Vorbereitungs- 
dienst dürfen jedoch nicht mehr als sechs Monate 
angerechnet werden. 

(2) Absatz 1 gilt für eine Ausbildung nach 
§ 5 b entsprechend. 

(3) Das Nähere regelt das Landesrecht. 


§ 5d 

Anrechnung einer anderen Ausbildung 

(1) Eine erfolgreich abgeschlossene Teilnahme 
an einer von der Landesregierung anerkannten 
Ausbildung, die auf die Vorbereitung für die 
erste juristische Prüfung ausgerichtet ist, kann 
auf Antrag bis zur Dauer von zwölf Monaten 
auf die Ausbildnug nach § 5 dieses Gesetzes an- 
gerechnet werden. 

(2) Absatz 1 gilt für eine Ausbildung nach 
§ 5 b entsprechend. 

(3) Das Nähere regelt das Landesrecht. 


§ 5e 

Prüfungen 

Das Landesrecht kann vorsehen, daß Teile von 
Prüfungen während der Ausbildungszeit abge- 
legt werden. Es kann ferner bestimmen, daß bei 
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3. § 10 Abs, 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden am Ende der Nummer 4 der 
Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende 
Nummer 5 eingefügt: 

„5. in anderen Berufen, wenn die Tätigkeit 
nach Art und Bedeutung wie die unter 
den Nummern 1 bis 4 genannten Tätig- 
keiten geeignet war, Kenntnisse und 
Erfahrungen für die Ausübung des Rich- 
teramts zu vermitteln." 

b) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„In den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 4 kön- 
nen mehr als zwei Jahre angerechnet werden, 
wenn der zu Ernennende besondere Kennt- 
nisse und Erfahrungen besitzt." 

4. § 12 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Spätestens fünf Jahre nach seiner Ernen- 
nung ist der Richter auf Probe zum Richter aui 
Lebenszeit oder unter Berufung in das Beamten- 
verhältnis auf Lebenszeit zum Staatsanwalt zu 
ernennen. Die Frist verlängert sich um die Zeit 
einer Beurlaubung ohne Bezüge." 

5. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt; 

„(2) Einer Ernennung bedarf es 

1. zur Begründung des Richterverhältnisses, 

2. zur Umwandlung des Richterverhältnis- 
ses in ein solches anderer Art (§ 8), 

3. zur Verleihung eines anderen Amtes mit 
anderem Endgrundgehalt." 

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Ab- 
sätze 3 und 4. 

c) In dem neuen Absatz 4 werden die Worte 
„Absatz 2" durch die Worte „Absatz 3" er- 
setzt. 

6. § 22 wird wie folgt geändert: 


a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Die Fristen der Absätze 1 und 2 ver- 
längern sich um die Zeit einer Beurlaubung 
ohne Bezüge." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 


(siehe Nr. 2) 


7. § 112 a wird aufgehoben. 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2269 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

der Entscheidung über das Ergebnis der zweiten 
Prüfung Noten für Leistungen im Vorbereitungs- 
dienst bis zu einem Drittel auf die Gesamtnote 
angerechnet werden." 

3. In § 10 Abs. 2 Satz 1 werden am Ende der Num- 
mer 4 der Punkt durch ein Komma ersetzt und 
folgende Nummer 5 eingefügt: 


„ 5 , in anderen Berufen, wenn die Tätigkeit nach 
Art und Bedeutung wie die unter den Num- 
mern 1 bis 4 genannten Tätigkeiten geeig- 
net war, Kenntnisse und Erfahrungen für die 
Ausübung des Richteramts zu vermitteln." 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird das Wort „Disziplinar- 
strafe" durch das Wort „Disziplinarmaß- 
nahme" ersetzt. 

b) Nadi Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

"(4) Die Fristen der Absätze 1 und 2 ver- 
längern sich um die Zeit einer Beurlaubung 
ohne Bezüge." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 


7. unverändert 
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Artikel II 

Änderung anderer Gesetze 

1. Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert 
durch das Siebente Gesetz zur Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes vom 15. April 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 339), wird wie folgt geän- 
dert: 


Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt: 

„§ 14 a 

Die Befähigung für die Laufbahn des höheren 
allgemeinen Verwaltungsdienstes kann abwei- 
chend von § 13 Nr. 3 und § 14 Abs. 1 und 2 auch 
durch einen Ausbildungsgang nach § 5 a des 
Deutschen Richtergesetzes erworben werden." 


2. §19 des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1776) wird wie folgt geän- 
dert: 
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Artikel II 

Änderung anderer Gesetze 

1. Das Beamtenrechtsrahmengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1753), zuletzt geändert . . . 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .), wird wie folgt geän- 
dert: 


a) § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Beamtenverhältnis auf Probe ist 
spätestens nach fünf Jahren in ein solches auf 
Lebenszeit umzuwandeln, wenn der Beamte 
die beamtenrechtlichen Voraussetzungen hier- 
für erfüllt. Die Frist verlängert sich um die 
Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge." 

b) Nach § 14 werden folgende §§ 14 a und 14 b 
eingefügt: 

.§ 14 a 

Die Befähigung für die Laufbahn des höhe- 
ren allgemeinen Verwaltungsdienstes kann 
abweichend vom § 13 Nr. 3 und § 14 Abs. 1 
und 2 auch durch einen Ausbildungsgang 
nach § 5 b des Deutschen Richtergesetzes er- 
worben werden. 


§ 14 b 

Auf die Ausbildung für den höheren allge- 
meinen Verwaltungsdienst nach § 13 Nr. 3, 
§ 14 Abs. 1 und 2 oder § 14 a können nach 
Maßgabe der §§ 5 c und 5 d des Deutschen 
Richtergesetzes eine erfolgreich abgeschlos- 
sene Ausbildung für den gehobenen Justiz- 
dienst oder für den gehobenen nidittechni- 
sdien Verwaltungsdienst und eine erfolgreich 
abgeschlossene Teilnahme an einer von der 
Landesregierung anerkannten Ausbildung an- 
gerechnet werden." 

c) § 122 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Wer unter den Voraussetzungen der 
§§ 13, 14 Abs. 1 und 2, § 14 a und 14 b die 
Befähigung für eine Laufbahn erworben hat, 
besitzt die Befähigung für entsprechende 
Laufbahnen bei allen Dienstherren im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes." 

2. Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

a) § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ein Beamtenverhältnis auf Probe ist 
spätestens nach fünf Jahren in ein solches auf 
Lebenszeit umzuwandeln, wenn der Beamte 
die beamtenrechtlichen Voraussetzungen hier- 
für erfüllt. Die Frist verlängert sich um die 
Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge." 
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a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „zwei- 
einhalb Jahren" durch die Worte „einund- 
zwanzig Monaten" ersetzt. 

b) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 kann die Befähigung 
für die Laufbahn des höheren allgemeinen 
Verwaltungsdienstes auch durch einen Aus- 
bildungsgang nach § 5 a des Deutschen Rich- 
tergesetzes erworben werden." 


3. § 5 des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes vom 
16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 603), geändert 
durch das Gesetz zur Kürzung des Vorberei- 
tungsdienstes für den Erwerb der Befähigung 
zum höheren Beamtendienst und zum Richteramt 
vom 18. August 1965 (Bundesgesetzbl, I S. 891), 
wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „zwei- 
einhalb Jahren" durch die Worte „einund- 
zwanzig Monaten" ersetzt, 

b) Nach Absatz 1 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Abweichend von Absatz 1 kann auch 
zugelassen werden, wer eine Ausbildung 
nach § 5 a des Deutschen Richtergesetzes er- 
folgreich abgeschlossen hat." 


c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

4. § 10 Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Sep- 
tember 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 513), zuletzt 
geändert durch das Erste Gesetz zur Reform des 
Strafrechts vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I 

S. 645), erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Erledigung von Rechtshilfeersuchen 
mit Ausnahme der Beeidigung kann im Einzel fall 
Referendaren übertragen werden." 
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b) In § 19 Abs. 1 Nr. 3 wird das Wort „zweiein- 
halb" durch das Wort „zwei“ ersetzt. 
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c) In § 19 Abs. 1 werden folgende neue Sätze 2 
und 3 angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 kann die Befähigung 
für die Laufbahn des höheren allgemeinen 
Verwaltungsdienstes auch durch einen Aus- 
bildungsgang nach § 5 b des Deutschen Rich- 
tergesetzes erworben werden. Auf die Aus- 
bildung nach Satz 1 oder Satz 2 können nach 
Maßgabe der §§ 5 c und 5 d des Deutschen 
Richtergesetzes eine erfolgreich abgeschlos- 
sene Ausbildung für den gehobenen Justiz- 
dienst oder für den gehobenen nichttechni- 
schen Verwaltungsdienst und eine erfolgreich 
abgeschlossene Teilnahme an einer von der 
Landesregierung anerkannten Ausbildung an- 
gerechnet werden.“ 


3. § 5 Abs. 1 des Steuerbeamten-Ausbildungsgeset- 
zes vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 603), 
geändert durch das Gesetz zur Kürzung des Vor- 
bereitungsdienstes für den Erwerb der Befähi- 
gung zum höheren Beamtendienst und zum Rich- 
teramt vom 18, August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 891), wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 3 wird das Wort „zweieinhalb" 
durch das Wort „zwei" ersetzt. 


b) Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 
angefügt: 

„Abweichend von Satz 1 kann die Befähigung 
für die Laufbahn des höheren Dienstes auch 
durch einen erfolgreich abgeschlossenen Aus- 
bildungsgang nach § 5 b des Deutschen Rich- 
tergesetzes erworben werden. Auf die Aus- 
bildung nach Satz 1 oder Satz 2 können nach 
Maßgabe der §§ 5 c und 5 d des Deutschen 
Richtergesetzes eine erfolgreich abgeschlos- 
sene Ausbildung für den gehobenen Justiz- 
dienst oder für den gehobenen nichttechni- 
schen Verwaltungsdienst und eine erfolgreich 
abgeschlossene Teilnahme an einer von der 
Landesregierung anerkannten Ausbildung an- 
gerechnet werden." 

Buchstabe c entfällt 

4. Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. September 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 513), zuletzt geändert durch 
. . . (Bundesgesetzbl. IS....), wird wie folgt ge- 
ändert: 

a) § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unter Aufsicht des Richters können 
Referendare Rechtshilfeersuchen erledigen 
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(noch: § 113 a) 

(3) Landesrechtliche Vorschriften nach Absatz 1 
treten mit Ablauf des 31. Dezember 1979 außer 
Kraft. Eine vor diesem Zeitpunkt begonnene 
Ausbildung kann nach den außer Kraft getrete- 
nen Vorschriften beendet werden. 


5. § 2 Abs. 4 des Rechtspflegergesetzes vom 5. No- 
vember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2065) erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Mit der zeitweiligen Wahrnehmung der 
Geschäfte eines Rechtspflegers können Referen- 
dare betraut werden.'' 

6. In § 53 Abs. 4 Satz 2 der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung vom 1. August 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 565), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung und 
der Patentanwaltsordnung vom 13. Januar 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 25), wird das Wort „acht- 
zehn" durch das Wort „zwölf" ersetzt. 


Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

Der Vorbereitungsdienst, der vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes begonnen worden ist, richtet sich 
nach den bisher geltenden Vorschriften. Die Landes- 
regierungen werden ermächtigt, durch Rechtsver- 
ordnung den Vorbereitungsdienst bis auf die vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltende Dauer zu 
kürzen und die Ausbildung dem gekürzten Vorbe- 
reitungsdienst anzupassen. Die Landesregierungen 
können die Ermächtigung auf die nach Landesrecht 
zuständige oberste Landesbehörde übertragen. 

§ 2 

§ 5 a des Deutschen Richtergesetzes tritt mit Ab- 
lauf des 31. Dezember 1980 außer Kraft. Eine vor 
diesem Zeitpunkt begonnene Ausbildung kann nach 
den bis dahin geltenden Vorschriften beendet wer- 
den. 

§ 3 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
das Deutsche Richtergesetz in seiner neuen Fassung 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 


22 



Drucksache VI/2269 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

und außer in Strafsachen Verfahrensbeteiligte 
anhören, Beweise erheben und die mündliche 
Verhandlung leiten. Referendare sind nicht 
befugt, eine Beeidigung anzuordnen oder 
einen Eid abzunehmen." 

b) Nach § 142 Abs. 2 wird folgender neuer Ab- 
satz 3 angefügt: 

„(3) Referendaren kann die Wahrnehmung 
der Aufgaben eines Amtsanwalts und im Ein- 
zelfall die Wahrnehmung der Aufgaben eines 
Staatsanwalts unter dessen Aufsicht übertra- 
gen werden." 

5. § 2 Abs. 4 des Rechcspflegergesetzes vom 5. No- 
vember 1969 (Bundesgesetzbl. 1 S. 2065), geän- 
dert durch . . . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), erhält 
folgende Fassung: 

„(4) Mit der zeitweiligen Wahrnehmung der 
Geschäfte eines Rechtspflegers können Referen- 
dare beauftragt werden." 

6. In § 53 Abs. 4 Satz 2 der Bundesrechtsanwalts- 
ordnung vom 1. August 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 565), zuletzt geändert durch . . . (Bundesgesetz- 
blatt I S. . . .) wird das Wort „achtzehn" durch 
das Wort „zwölf" ersetzt. 


Artikel III 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

§ 5 b des Deutschen Richtergesetzes tritt mit Ab- 
lauf des ... (10 Jahre nach Inkrafttreten dieser Vor- 
schrift) außer Kraft. Eine vor diesem Zeitpunkt be- 
gonnene Ausbildung kann nach den bis dahin gel- 
tenden Vorschriften beendet werden. 

§ 3 

unverändert 
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Artikel2 §4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel3 §5 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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§ 4 


unverändert 


§ 5 

§ 5 b tritt am Tage nach der Verkündung dieses 
Gesetzes in Kraft. Die übrigen Vorschriften treten 
sechs Monate nach der Verkündung dieses Gesetzes 

in Kraft. 
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